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Mittwoch, 21. Mai 2025 

Altpapier- und Kartonsammlung
in Leimbach und Opfershofen durch die Volksschule Bürglen

Wir bitten Sie, Zeitungen/Zeitschriften/Illustrierte und Prospekte 
gebündelt, geschnetzelte Akten in separaten Säcken gut sichtbar  
bis 7.30 Uhr bereitzustellen.

Papier in Tragtaschen, Plastiksäcken und Schachteln wird nicht 
mitgenommen.

Nicht ins Altpapier gehören: 
Alle Haushaltpapiere (Butter, Käse, Wurst, Fleisch etc.), Papier-
taschentücher, Windeln, Milch- und Milchprodukte-Verpackungen, 
Ordner, Fensterkuverts, Etiketten, mit Kunststoff beschichtete 
Verpackungen u.a.m.

Ältere oder gehbehinderte Einwohner wenden sich an  
Telefon 077 496 64 79.

Volksschulgemeinde steht finanziell gut da
Region Sulgen. Die Rechnung 2024 
der Volksschulgemeinde Region 
Sulgen schliesst deutlich besser ab 
als budgetiert. Das ist angesichts der 
anstehenden Bauvorhaben eine gute 
Nachricht.

Stefan Böker

D ie Volksschulgemeinde Regi-
on Sulgen (VSG) braucht zu-
sätzlichen Schulraum und hat 

darum Bauvorhaben angekündigt, die 
insgesamt zwischen 25 und 35 Millionen 
Franken kosten werden. Diese Bauvor-
haben werden in den kommenden Jahren 
in Etappen realisiert. Für das nächste 
Projekt, die Schulraumerweiterung in 
Kradolf, will die Behörde an der Schul-
gemeindeversammlung am 26. Mai ei-
nen Planungskredit abholen (siehe Be-
richt auf Seite 9). 
Einige Projekte wie der Umbau von 
Wohnungen zu Klassenräumen an den 
Standorten Sulgen Oberdorf und Schö-
nenberg sind beinahe beendet. Andere 
haben gerade begonnen, wie die Dach- 
und Umgebungssanierungen sowie der 
Umbau der Hauswartswohnung am Se-
kundarschulhaus Befang. Am 26. Mai 
wird Schulpräsidentin Andrea Müller zu 
den Bauplänen informieren.
Traktandiert ist zudem die Rechnung 
2024, welche mit einem Gewinn von 
258 042 Franken und damit weitaus bes-
ser als mit dem erwarteten Minus von 
690 400 Franken schliesst. Die Behörde 
beantragt, diesen Gewinn dem Eigenka-
pital zuzuweisen. Ursächlich für den gu-

ten Abschluss sind Steuereinnahmen so-
wie Disziplin auf der Ausgabenseite.
Damit steht die VSG finanziell tipptopp 
da. Das lässt sich an den vom Kanton 
vorgegebenen Finanzkennzahlen able-
sen. So beträgt die Eigenkapitalquote 
neu 46,4 Prozent. Gemäss Kanton ist al-
les über 40 Prozent «überhöhtes Eigen-
kapital» und sollte abgebaut werden. 
Auch was Nettoverschuldung, Zinsbe-
lastung oder Aufwanddeckung betrifft, 
sind die Zahlen der VSG erfreulich. 
«Wir sind finanziell sehr gut aufge-
stellt», bekräftigt Schulpräsidentin Mül-
ler. «Aber wir haben auch viel vor.»
Konkret beläuft sich das Eigenkapital 
der VSG auf über fünf Millionen Fran-
ken. Der Plan ist, dieses abzubauen, be-
vor eine Steuererhöhung beantragt wird. 
«Wir müssen weder beim nächsten und 
auch nicht beim übernächsten Budget an 

den Schrauben drehen», versichert Schul-
präsidentin Müller. Zu einem späteren 
Zeitpunkt werde sich eine Steuererhö-
hung angesichts der grossen Bauvorha-
ben jedoch nicht vermeiden lassen.
Im 2024 hat die VSG mit etwas über ei-
ner Million Franken vergleichsweise we-
nig investiert. 2023 waren es noch rund 
3,5 Millionen Franken. Doch bereits in 
der nächsten Rechnung werden Bauar-
beiten wie die am Befang und Erneue-
rungen wie der fortschreitende Aus-
tausch der Leuchtmittel auf LED-Lam-
pen stark zu Buche schlagen.
Traktandiert sind zudem die Wahlen der 
Urnenoffizianten und der Mitglieder der 
Rechnungsprüfungskommission sowie 
Verabschiedungen.

Schulgemeindeversammlung 
am Montag, 26. Mai, 19.30 Uhr,

im Auholzsaal Sulgen

Schulpräsidentin Andrea Müller auf der Baustelle am Befang. Bild: sb

Sulgen  Erlen

Leserbrief

Veraltete Steuer 
gehört abgeschafft
Die geplante Abschaffung der Liegen-
schaftssteuer ist ein richtiger und über-
fälliger Schritt. Die Liegenschaftssteuer 
ist ein Beispiel für Doppelbesteuerung: 
Das Vermögen in Form von Grundeigen-
tum wird bereits über die Vermögens-
steuer erfasst. Zusätzlich nochmals eine 
Steuer auf denselben Besitz zu erheben, 
ist weder sachlich noch steuerlich ge-
rechtfertigt.
Haus- und Wohnungsbesitzer tragen zu-
dem sämtliche Unterhalts-, Versiche-
rungs- und Renovationskosten selbst. Ei-
gentum bedeutet Verantwortung – nicht 
automatisch Reichtum.

Bürokratisches Relikt

Zudem ist die Liegenschaftssteuer ein 
bürokratisches Relikt, die Erhebung ist 
aufwendig, die Einnahmen jedoch ver-
gleichsweise gering. Anstatt Eigentum 
weiter zu belasten, sollten wir es fördern 
– insbesondere, wenn es um Altersvor-
sorge und Unabhängigkeit geht.

Entlastung für viele

Die Abschaffung dieser Steuer bedeutet 
eine Entlastung für viele Menschen in 
unserem Kanton – vor allem für ältere 
Personen, die ihr Haus längst abbezahlt 
haben, aber dennoch jährlich zur Kasse 
gebeten werden.
Eine moderne, faire Steuerpolitik ver-
zichtet auf unnötige Doppelbelastungen. 
Die Liegenschaftssteuer gehört abge-
schafft.

Yvette Schalch, 

Erlen

Die bürgerlichen Parteien im Kanton 
Thurgau wollen die «0,5-Promille-Steu-
er» für Liegenschaften abschaffen. Die 
Steuerausfälle für Kanton und Gemein-
den belaufen sich jährlich auf über 34 
Millionen Franken. Der Wegfall der 
Steuer sieht auf den ersten Blick verlo-
ckend aus, führt aber zu höheren Steuern 
oder massiven Sparprogrammen, die al-
le treffen. In seinem Leserbrief meint 
Mathias Tschanen: «Wir können das ver-
kraften!» Ich bin der Ansicht nein, denn 
wir sehen bereits jetzt, dass im Kanton 
massiv der Sparhebel angesetzt wird, 
z.B. hat der Kanton die staatliche Unter-
stützung für den Bahntransport von Zu-
ckerrüben gestrichen. Dies hat zur Folge, 
dass die Zuckerrüben künftig vermehrt 

per Traktor transportiert werden müs-
sen. Die Streichung des Beitrags von nur 
50 000 Franken pro Jahr macht die Ver-
ladeanlagen in Bürglen und Oberaach 
nicht mehr kostendeckend. Oder mit 
800 000 Franken bei der Perspektive 
Thurgau. Ich sage darum klar Nein zur 
Abschaffung der Liegenschaftssteuer.
Der Wegfall der Steuer würde zu erheb-
lichen Einnahmeverlusten führen: etwa 
20 Millionen Franken bei den Gemein-
den und 15 Millionen Franken beim 
Kanton. Die Regierung betont, dass die-
se Ausfälle angesichts der angespannten 
Finanzlage nur durch Steuererhöhungen 
oder Sparmassnahmen kompensiert wer-
den könnten – und das betrifft alle.

Peter Welti Cavegn, Sulgen

Steuererhöhungen für alle?
Leserbrief


